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Besser, als das Gesetz verlangt 
NORWEGEN Seit Jahresbeginn müssen Aufsichtsräte zu 40 Prozent mit 
Frauen besetzt sein, sonst droht der Firma die Schließung 

Von Clemens Bomsdorf 

In Sachen gesetzlich vorgeschriebener 
Gleichberechtigung geht Norwegen 
aufs Ganze: Seit dem 1. Januar müssen 
die Aufsichtsräte von Aktiengesellschaf-
ten (sogenannte allmennaksjeselskaper, 
kurz ASA) zu mindestens 40 Prozent 
mit Frauen besetzt sein, sonst droht im 
Extremfall die Schließung.  

In Norwegen gibt es knapp 500 
ASA, die größten sind im Wirtschafts-
verband NHO organisiert. Ebendieser 
NHO hat sich gemeinsam mit vielen 
Unternehmen lange gegen das Gesetz 
gewehrt. „Wir wissen selber, was am 
besten für unser Unternehmen ist“, 
lautete das Hauptargument. Doch der 
Gesetzgeber wollte es nicht hören.  

So galt es als ein Zeichen des Protes-
tes, die Vorschrift so spät wie möglich 
zu erfüllen. Am stärksten sträubten 
sich die Firmen Ocean Rig, PetroJack, 
Seadrill X, Teco Maritime, Songa Off-
shore und DNO. Sie hatten Anfang De-
zember 2007 noch keine einzige Frau 
in ihren Aufsichtsräten. Was auch da-
ran liegt, dass in der Energie- und 
Werftenbranche, wo die meisten reni-
tenten Firmen tätig sind, der Frauenan-
teil am Personalstamm ohnehin sehr 
niedrig ist.  

Als Wirtschaft und Verbänden klar 
wurde, dass niemand um das Gesetz 
herumkommen würde, legte NHO das 
Programm „Female Future“ auf  und 
schulte Frauen, damit sie einen Auf-
sichtsratsposten übernehmen können. 
„Unser Programm ist eine Alternative 
zur gesetzlichen Vorschrift. Wir wollen 
zeigen, dass es wichtig ist, die Einstel-
lungen der Leute zu ändern, um mehr 
Frauen in diese Positionen zu bekom-
men“, sagt Nina Solli, bei NHO für 
Gleichstellung zuständig. Kurz vor Jah-
resschluss hat sie noch einmal rund 250 
Frauen in das Konferenzzentrum des 
Hotels Christiania eingeladen. Für eini-
ge von ihnen ist das Treffen die Ab-
schlussveranstaltung von Female Futu-
re, für andere das so genannte Kick-off. 

 
Gjertrud Helland hat den Lehrgang bereits 
besucht, für sie ist das Treffen im De-
zember in Oslo das letzte. Die Juristin 
bei der börsennotierten Baufirma Vei-
dekke hat gerade das Examen in „styre-
kompetanse“, Norwegisch für Auf-
sichtsratskompetenz, abgelegt. „Die 
40-Prozent-Regelung war notwendig, 
sonst wäre diese Initiative nicht zustan-
de gekommen und ich bekäme kein 
Zeugnis“, sagt sie. Wer das Zeugnis 
hat, wird in eine Datenbank eingetra-
gen, aus der die Firmen sich qualifizier-
te Kandidatinnen für ihre Aufsichtsräte 
suchen sollen. Über 500 Frauen sind 
schon verzeichnet. Sie alle haben in 
den Kursen, die neben dem Job statt-
fanden, norwegisches Aktienrecht ge-
paukt, Bilanzen lesen gelernt und auch 
sogenannte Soft Skills trainiert. 

Helland trägt ein Damenjackett mit ei-
nem türkisfarbenen Tuch, neben ihr 
sitzt eine Frau in fescher weißer Strick-
jacke – anders als auf  klassischen Kon-
ferenzen fehlt die dunkle Einheits-
tracht. Die beiden sitzen am Tisch mit 
den Frauen aus der Hauptstadtregion, 
und dort sind sich alle einig. Es mag 
zwar gut sein, Aktienrecht zu studieren 
und Bilanzen lesen zu lernen, aber um 
wirklich als Aufsichtsrat erfolgreich zu 
sein, müssen die Frauen ihre Version 
des Old-Boys-Network aufbauen. „Es 
ist wichtig, sich ein gutes Netzwerk zu 
schaffen, und wie das geht, habe ich bei 
Female Future gelernt“, so Helland. 
Am Vormittag hat Elisabeth Østrem 
von der Personalberatung Assessio er-
klärt, was Frauen lernen müssen. „An-
ders als viele Männer kehren die Frau-
en ihre Qualitäten nicht so nach außen 
und knüpfen weniger Beziehungen, die 
für ihr berufliches Fortkommen wich-
tig sind“, so Østrem. 

 
Rund die Hälfte der bisherigen Teilnehme-
rinnen sitzt mittlerweile in einem Kon-
trollgremium, nicht in jedem Fall in ei-
nem großen börsennotierten Unter-
nehmen, sondern auch in kleineren 
Gesellschaften, solchen, die die Quote 
eigentlich gar nicht erfüllen müssen. In 
Norwegen, wo Frauen ohnehin besser 
gestellt sind als in den meisten europäi-
schen Staaten, hat das im Jahr 2003 be-
schlossene Gesetz sich also auch auf  
von der Regelung nicht direkt betroffe-
ne Unternehmen ausgewirkt.  

Ausgerechnet eine konservativ ge-
führte Regierung hatte im Jahr 2003 
das Gesetz auf  den Weg gebracht. Ini-
tiator war mit Ansgar Gabrielsen auch 
noch ein Mann. Für den ehemaligen 
Unternehmer und damaligen Wirt-
schaftsminister war die Gleichstellung 
per Gesetz nicht nur Selbstzweck, son-
dern sollte auch die Stellung der Unter-
nehmen verbessern.  

„Wir brauchen mehr Frauen wie Sie 
in Führungspositionen“, sagt Gabriel-
sen nach der Mittagspause auf  der 
Konferenz und blickt fordernd in die 
Frauenmasse unterhalb des Podiums. 
„Ich habe viele Untersuchungen gele-
sen und immer wieder stand darin, 
dass Vielfalt in Unternehmen wichtig 
ist. Deshalb habe ich für das Gesetz ge-
worben, das die Aktiengesellschaften 
zu einer Frauenquote für den Auf-
sichtsrat verpflichtet, und deshalb habe 
ich viel Schimpfe einstecken müssen.“  

Eigentlich war er zu der Veranstal-
tung gar nicht eingeladen, schließlich 
mag der Verband NHO das von ihm 
initiierte Gesetz nicht. Doch einem 
norwegischen Fernsehsender hatte Ga-
brielsen vorgeschlagen, dass gewünsch-
te Interview auf  der Konferenz zu füh-
ren. Und wo er schon mal da war, hat 
der Verband ihn auch reden lassen.  

Den anwesenden Frauen ist es recht. 
Gabrielsen schildert nicht nur witzig, 

wie er damals mit Spott bedacht wor-
den war, sondern er spricht auch vor 
Schwestern im Geiste. Denn viele der 
anwesenden Frauen finden die Rege-
lung gut. „Ich habe von einem Gesetz, 
das Unternehmen zwingt, eine be-
stimmte Zahl Frauen im Aufsichtsrat 
zu haben, anfangs nichts gehalten“, 
sagt Marianne Gade Gørbitz. „Doch 
jetzt, wo ich an dem Kurs teilgenom-
men habe und die Entwicklungen se-
he, hat sich meine Meinung geändert.“ 

Die Volkswirtin ist bereits jetzt Teil 
des Führungspersonals bei der IT-Fir-
ma IS Partner. „Ich glaube, der Zwang 
ist die einzige Möglichkeit, Frauen in 
diesem Fall zu fördern“, so Gørbitz. 
Und der Zwang hilft. Während im Jahr 
2001, als die Frauenquote noch weit 
entfernt war, nur sechs Prozent der 
Aufsichtsratsmitglieder norwegischer 
Aktiengesellschaften weiblichen Ge-
schlechts waren, stieg die Zahl in den 
vergangenen drei Jahren, seit das Ge-
setz beschlossen ist, stetig an. Im Januar 
2007 lag sie bei knapp 25 Prozent und 
im Juli 2007 bei 30 Prozent, am Stich-
tag 1. Dezember 2007 waren 35 Pro-
zent aller Aufsichtsräte Frauen.  

Die im Verband NHO organisierten 
Unternehmen haben die 40 Prozent im 
Schnitt bereits erreicht. Doch neben 
NHO gibt es weitere entschiedene 
Gegner der Regelung. „Mit dem Ge-
setz wird man auf  den ersten Blick das 
erwünschte Ergebnis erreichen. Aber 
das eigentliche Problem ist, dass es der-
zeit für viele Posten nicht genügend 
qualifizierte Frauen gibt“, sagt etwa 
Bente Landsnes, die es ganz ohne Quo-
te an die Spitze der Osloer Börse ge-
schafft hat. Sie gibt zu bedenken, dass 
an der Börse zwar viele IT-Firmen ge-
listet sind, der Anteil von Studentinnen 
in diesen Fächern aber äußerst gering 
ausfällt.  

 
Forscher von der Universität Agder, die die 
Zusammensetzung von Aufsichtsräten in 
Schweden, Dänemark und Norwegen 
untersucht haben, stellten Ende 2006 
fest, dass es keine signifikanten Auswir-
kungen auf  die Profitabilität und die 
Kursentwicklung gebe. Die Wissen-
schaftler warnen davor, die Quote er-
reichen zu wollen, ohne Männer aus 
den Kontrollgremien zu entlassen: 
„Wenn der Aufsichtsrat vergrößert 
wird, um mehr unterschiedliche Mit-
glieder zu rekrutieren, dann kommt es 
zu indirekten Kosten in Form von der 
Zerstörung von Werten.“  

Weil Gleichberechtigung in Norwe-
gen keine Worthülse bleiben soll, hat 
der Gesetzgeber auch dem Mann ein 
kleines Geschenk gemacht, der ihn 
über den möglichen Verlust eines Auf-
sichtsratspostens hinwegtrösten soll: 
Selbstverständlich müssen auch die 
Herren zu mindestens 40 Prozent in 
Aufsichtsräten vertreten sein. Das beru-
higt ungemein.

Von Henning Zander 

Boom: Eine Jobsuchende sichtet Anzeigen einer Leiharbeitsfirma. Die Branche braucht dringend Personal. FOTO: DPA 

E
r kaufe ungern die Katze im 
Sack, sagt Hartmut Grasnick, 
der das Personalmanage-
ment bei dem Berliner Pro-

thesenhersteller Merete Medical ver-
antwortet. Das Unternehmen will sich 
vergrößern. Innerhalb der nächsten 
fünf  Jahre soll sich die Belegschaft von 
heute 75 auf  130 Mitarbeiter fast ver-
doppeln. Die neuen Mitarbeiter sollen 
zunächst über eine Leiharbeitsfirma 
probeweise für sechs Monate beschäf-
tigt werden. Stellt sich heraus, dass 
man zueinander passt, wird aus dem 
geliehenen ein eigener Mitarbeiter. 
Wenn nicht, trennen sich die Wege 
wieder. So einfach ist das. „Viele Um-
schüler und Arbeitslose bekommen auf  
diese Weise eine Chance für den Wie-
dereinstieg ins Berufsleben“, sagt Gras-
nick. Für sie ist es der einzige Weg. „Im 
Regelfall sucht man ja eher einen ge-
standenen Mann oder eine Frau aus 
der Praxis“, meint Grasnick.  

 
In Deutschland arbeiten mehr als 670 000 
Menschen nach Angaben des Instituts für 
Wirtschaft und Gesellschaft Bonn in 
der Zeitarbeit. Das System dahinter ist 
einfach: Das Zeitarbeitsunternehmen 
stellt Mitarbeiter ein. Diese kommen 
dann dort zum Einsatz, wo sie ge-
braucht werden. Der Vorteil aus Sicht 
der Entleiher: Sie können unkompli-
ziert Mitarbeiter finden – und wieder 
entlassen. Dieser Service ist den Fir-
men viel wert. Schätzungen zufolge 
zahlen sie an die Verleiher doppelt so 
viel wie die Mitarbeiter Lohn bekom-
men. Seit 1995 hat sich die Zahl der 
Zeitarbeiter nahezu vervierfacht. Auch 
ein großer Teil des Aufschwungs am 
Arbeitsmarkt in den vergangen Mona-
ten geht auf  das Konto der Zeitarbeit. 

Fraglich ist, mit welchem Preis die-
ses Jobwunder bezahlt wird. „Was die 
Zeitarbeiter bekommen, liegt deutlich 
unter den Löhnen, die unseren Fest-
angestellten gezahlt werden“, sagt 
Hartmut Grasnick. Während Merete 
Medical jedoch lediglich die Dienste ei-
ner Zeitarbeitsfirma in Anspruch 
nimmt, wenn neue Mitarbeiter gesucht 
werden oder punktuell Produktions-
spitzen ausgeglichen werden müssen, 
sind andere Unternehmen dazu über-
gegangen, die Belegschaft ganzer Pro-
duktionsteile an Zeitarbeitsunterneh-
men auszulagern. Nun will die Bran-
che über eine Aufnahme ins Entsende-
gesetz einen Mindestlohn einführen. 

Nach Gewerkschaftsangaben verdient 
jeder achte Zeitarbeiter (12,4 Prozent) 
so wenig, dass er ergänzend Hartz IV 
beziehen muss. Ein Mindestlohn sei 
auch deswegen notwendig, um auslän-
dischen Zeitarbeitsfirmen keine Mög-
lichkeit zu bieten, ihre Beschäftigten zu 
Dumpingpreisen in Deutschland arbei-
ten zu lassen. „Es ist durchaus denkbar, 
dass ein polnischer Maler in Zeitarbeit 
2,45 Euro bekommt“, fürchtet Rein-
hard Dombre, Tarifexperte des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB).  

Mit seiner Angst vor der auslän-
dischen Konkurrenz rennt Dombre 
beim Tarifpartner Bundesverband Zeit-
arbeit (BZA) offene Türen ein. „Wir 
müssen die sozialen Standards si-
chern“, sagt Präsident Volker Enkerts 
und ist deshalb auch für einen Mindest-
lohn. Denn niedrige Löhne rücken die 
Branche in ein schlechtes Licht. Ein 
Mindestlohn müsse allerdings markt-
verträglich gestaltet sein und nicht ver-
zerrend wirken. Anders, als es beim 
Postmindestlohn derzeit der Fall sei, 
findet Enkerts. Schon 2006 hatten sich 
der DGB und die beiden Zeitarbeitsver-
bände BZA und Interessenverband 
Deutscher Zeitarbeitsunternehmen 
(IGZ) auf  einen Mindestlohn von 7,31 
Euro im Westen und 6,36 Euro im Os-
ten der Republik ab 2008 geeinigt. Mit 
diesen Vorgaben will die Branche nun 
in das Entsendegesetz aufgenommen 
werden.  

 
Die Zahlung von gleichem Lohn für alle 
lehnt Enkerts hingegen ab. „Wenn das 
kommt, werden wir 100 000 Arbeits-
plätze verlieren.“ Die Zeitarbeiter seien 
schließlich Angestellte der Zeitarbeits-
agenturen. Diese trügen damit das Risi-
ko, den Arbeitnehmer weiter zu ent-
lohnen, auch wenn er nicht an ein an-
deres Unternehmen ausgeliehen wer-
de. Thomas Hetz, Geschäftsführer des 
Arbeitgeberverbands Mittelständischer 
Personaldienstleister (AMP), hält gar 
nichts von dem geplanten Mindest-
lohn. Nicht, weil er ein Befürworter 
von Dumpinglöhnen ist. Auch bei dem 
mit den christlichen Gewerkschaften 
für Zeitarbeit ausgehandelten Tarifver-
trag liegt der Einstiegslohn bei sieben 
Euro. Vielmehr sieht Thomas Hetz den 
Grundsatz der Tarifautonomie be-
droht. „Wir wollen unsere Tarife selbst 
aushandeln“, sagt Hetz. Der derzeitige 
Wettbewerb zwischen unterschiedli-
chen Tarifsystemen würde ausgehe-
belt, wenn sich der Staat für eines ent-
scheide. Die mögliche Konkurrenz aus 

dem Ausland und die befürchteten 
Dumpinglöhne lässt Hetz als Argu-
ment nicht gelten, um sich vom 
Grundsatz der Tarifautonomie zu ver-
abschieden. „Die Löhne in Polen stei-
gen so rasant, dass sie schon in weni-
gen Jahren das deutsche Niveau er-
reicht haben werden.“ Die Tarifverträ-
ge von AMP, BZA und IGZ würden et-
wa 98 Prozent der Branche abdecken.  

„Wozu dann noch ein Mindest-
lohn?“, fragt Hetz. „Wenn dies wirklich 
so ist, warum sperrt sich der AMP 
dann gegen den Mindestlohn?“, hält 
Gewerkschaftsmann Reinhard Dombre 
entgegen. Wie groß die Zahl der Men-
schen ist, die tatsächlich von dem Min-
destlohn profitieren würden, ist aller-
dings auch beim DGB nicht bekannt. 

Die endgültige Entscheidung darü-
ber, ob die Zeitarbeit ins Entsendege-
setz aufgenommen wird, soll bis März 
2008 fallen. Sobald der jeweilige Tarif-
vertrag durch eine Rechtsverordnung 
für allgemeinverbindlich erklärt wird, 
gilt er auch für nicht tarifgebundene 
Unternehmen.  

„Wer nicht bereit ist, einen Mindest-
lohn zu bezahlen, wird ihn auch unter-
laufen können“, sagt Carola Hoffmann, 
Inhaberin des Berliner Zeitarbeits-
unternehmens AZ GmbH. Über eines 
müsse man sich jedoch im Klaren sein: 
„Gute Leute bekommt man nicht um-
sonst.“ Ihre 110 Angestellten arbeiten 
derzeit für die unterschiedlichsten Fir-
men. Die Agentur ist spezialisiert auf  
Bürokräfte. Die Zeitarbeiter überneh-
men Aufgaben von der Buchhaltung 
über Marketing, Einkauf, Vertrieb bis 
hin zum Controlling. „Gute kaufmän-
nische Fachkräfte finden derzeit überall 
einen Job“, sagt Hoffmann. Keiner ih-
rer Leute verdiene weniger als 1200 Eu-
ro netto.  

Ein Mindestlohn in Höhe des von 
BZA, IGZ und DGB angestrebten 
Kompromisses würde damit für die 
Agentur kein Thema sein. Dennoch 
solle der Staat in dieser Hinsicht nicht 
eingreifen, sagt Carola Hoffmann. „Es 
regelt sich alles über Angebot und 
Nachfrage.“ Während zwischen 2001 
und 2005 die Lage nicht besonders ro-
sig war, hat inzwischen um ihre Mit-
arbeiter ein regelrechter Wettlauf  be-
gonnen. „Bei guten Leuten muss man 
schnell reagieren, sonst suchen sie sich 
ihren Job bei der Konkurrenz.“ Auch 
die Zeitarbeitsfirmen müssen inzwi-
schen um neue Mitarbeiter buhlen. 
Wer nur Dumpinglöhne anbietet, hat 
da einen schweren Stand.

MINDESTLOHN Nach den Briefzustellern wird nun eine Lohnuntergrenze  
für die Zeitarbeit diskutiert. Deren Nutzen ist jedoch umstritten 
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